
Bekanntmachung nach § 50 Abs. 5 i.V.m. § 50 Abs. 1 BMG über das 
Widerspruchsrecht gegen die Übermittlung von Daten an Parteien, 
Wählergruppen u.a. bei Wahlen und Abstimmungen 
 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Meldebehörde nach den Vorschriften des 
Bundesmeldegesetzes (BMG) Parteien, Wählergruppen und anderen Trägern von 
Wahlvorschlägen im Zusammenhang mit Wahlen und Abstimmungen auf staatlicher und 
kommunaler Ebene in den sechs der Wahl oder Abstimmung vorangehenden Monaten 
Auskunft aus dem Melderegister über die in § 44 Absatz 1 Satz 1 BMG bezeichneten Daten 
von Gruppen von Wahlberechtigten erteilen darf, soweit für deren Zusammensetzung das 
Lebensalter bestimmend ist. Die Geburtsdaten der Wahlberechtigten dürfen dabei nicht 
mitgeteilt werden. Die Person oder Stelle, der die Daten übermittelt werden, darf diese nur 
für die Werbung bei einer Wahl oder Abstimmung verwenden und hat sie spätestens einen 
Monat nach der Wahl oder Abstimmung zu löschen oder zu vernichten. 
 
Die in § 44 Absatz 1 Satz 1 BMG bezeichneten Daten sind: 
 

1. Familienname 
2. Vornamen unter Kennzeichnung des gebräuchlichen Vornamens 
3. Doktorgrad 
4. derzeitige Anschriften  
 
 
Die betroffenen Personen haben das Recht, der Übermittlung ihrer Daten durch die 
Einrichtung einer Übermittlungssperre zu widersprechen (§ 50 Abs. 5 BMG).  
 
Die Eintragung dieser Übermittlungssperre können Sie wie folgt vornehmen: 
 

• ONLINE oder 

• VOR ORT im Bürgeramt  
 
Wer einer entsprechenden Übermittlung bereits widersprochen hat, braucht 
dies nicht erneut zu tun. Der Widerspruch gilt bis zum schriftlichen Widerruf. 
 
 
Außerdem ist die Einrichtung folgender Übermittlungssperren möglich: 
 

• Übermittlungssperre nach § 42 Abs. 3 Satz 2 BMG - Widerspruch gegen die 
Übermittlung von Daten an eine öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaft 

• Übermittlungssperre nach § 50 Abs. 5 i.V.m. § 50 Abs. 2 BMG - Widerspruch gegen 
die Übermittlung von Daten aus Anlass von Alters- oder Ehejubiläen an 
Mandatsträger, Presse oder Rundfunk 

• Übermittlungssperre nach § 50 Abs. 5 i.V.m. § 50 Abs. 3 BMG - Widerspruch gegen 
die Übermittlung von Daten an Adressbuchverlage  

• Übermittlungssperre nach § 36 Abs. 2 BMG - Widerspruch gegen die Übermittlung 
von Daten an das Bundesamt für das Personalmanagement der Bundeswehr 

 
 
Bei Fragen können Sie sich gerne an uns wenden (Tel: 09131/7551-51 / E-Mail: 
buergeramt@moehrendorf.de). 
 
 
 
 
 

  

 

https://serviceportal.komuna.net/moehrendorf/rsp/uebermittlungssperre/start

